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Alimentenstelle der Gemeinde      
     
     
     
Merkblatt
Inkassohilfe bei von Unterhaltsbeiträgen für unmündige und mündige Kinder sowie Ehegattenrenten und Partnerrenten aufgrund eingetragener Partnerschaft
1. Einleitung
Kommen Alimentenschuldner- und -schuldnerinnen ihrer Unterhaltspflicht nicht, nur teilweise oder nicht rechtzeitig nach, kann sich die unterhaltsberechtigte Person oder deren gesetzliche Vertreterin bzw. deren gesetzlicher Vertreter an die zuständige Stelle der Einwohnergemeinde an ihrem Wohnsitz wenden.

Die Inkassohilfe bei Unterhaltbeiträgen (Alimente) ist im Kanton Schaffhausen im Art. 39a bzw. 42 des Gesetzes über die Einführung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches vom 27. Juni 1911 (EG ZGB, SHR 210.100) und in der Verordnung über die Inkassohilfe und Bevorschussung von Unterhaltsbeiträgen für Kinder (Alimentenbevorschussungsverordnung AmbVO, SHR 211.222) geregelt.
2. Wer hat Anspruch auf Inkassohilfe?
Grundsätzlich hat das unterhaltsberechtigte Kind sowie der getrenntlebende oder geschiedene Ehegatte, Partnerin und Partner nach Auflösung der eingetragenen Partnerschaft, Anspruch auf Inkassohilfe durch die Einwohnergemeinde an seinem/ihrem zivilrechtlichen Wohnsitz, wenn die unterhaltspflichtige Person ihrer Unterhaltspflicht nicht, nur teilweise oder nicht rechtzeitig nachkommt.
3. Ab wann kann man Inkassohilfe beantragen?

Das Gesuch um Inkassohilfe kann eingereicht werden, sobald der Unterhaltsbeitrag nicht vollständig, nicht rechtzeitig nicht regelmässig oder überhaupt nicht bezahlt wird.
4. Wer kann einen Anspruch auf die Inkassohilfe geltend machen?

a) der Elternteil, der gesetzlich für das Kind sorgt;

b) der/die gesetzliche Vertreter/in des unmündigen Kindes (Inhaber/in der elterlichen Sorge, Vormund);

c) das mündige Kind selber (bis maximal zum vollendeten 25. Altersjahr).
d) Der anspruchsberechtige Ehegatte / die anspruchsberechtigte Ehegattin

e) Die anspruchsberechtigte Partnerin bzw. der Partner
5. Wie wird die Inkassohilfe beantragt?
Die anspruchsberechtigte Person oder sein gesetzlicher Vertreter bzw. seine gesetzliche Vertreterin reichen das Gesuch um Inkassohilfe mit den dafür nötigen Unterlagen ein. 

Für Fragen und Unterstützung bei der Gesuchstellung können sie sich telefonisch oder persönlich bei der Alimentenhilfe bei ihrer Wohngemeinde und einen Termin vereinbaren.
6. Was für Unterlagen sind einzureichen?

Das Gesuch um Alimentenbevorschussung ist auf dem offiziellen Formular und zusammen mit folgenden Unterlagen einzureichen:
a) Rechtstitel nach § 4 der Alimemtenbevorschussungsverordnung (Beispielsweise Scheidungsurteil, Unterhaltsurteil, Abänderungsurteil bezüglich Unterhalt des Kindes oder aussergerichtlich durch die zuständige Kindesschutzbehörde genehmigten Unterhaltsverpflichtung). Dabei ist es unerheblich, ob der Gerichtsentscheid im Ausland oder in der Schweiz erstellt wurde.

b) eine Aufstellung über alle ausstehenden Unterhaltsbeiträge bis maximal der vergangenen 5 Jahre;
c) der Nachweis, dass eigene Inkassoversuche erfolgt sind (bspw. schriftliche Zahlungsaufforderung, Mahnung, Anhebung der Betreibung, usw.);
d) für Kinder, ab ihrem 16. Altersjahr: Ausbildungsnachweise (Schulbestätigung, Studiennachweis, Praktikumsvertrag, Lehrvertrag evtl. Lohnabrechnungen, usw.);
e) Eine unterzeichnete Inkasso- und Prozessvollmacht
7. Kann auch Unterhalt im Ausland geltend gemacht werden?

Unterhaltsforderungen gegen Schuldner, die im Ausland leben und/oder arbeiten, können auch Geltend gemacht werden. Dafür ist jedoch ein internationales Gesuchsformular erforderlich. Sowie die Beilage von beglaubigten und übersetzten Dokumenten.
Internetseite: dhttps://www.e-doc.admin.ch/e-doc/de/home/bj/alimente-kantone/allgemein.html

Die Alimentenfachstelle an Wohnort hilft beim Ausfüllen des Formulars und bei der Bereitstellung der entsprechenden Unterlagen und ist dafür besorgt, dass das Gesuch an die dafür zuständigen Amtsstellen weitergeleitet wird.
8. Für was wird Inkassohilfe gewährt?

Inkassohilfe kann für fällig gewordene Unterhaltsforderungen sowie für zukünftige gewährt werden (Ausnahme im Auslandinkasso - Schuldneranweisung).
Eine Höchstgrenze der einzufordernden Forderung ist dabei nicht gegeben.

9. Hat die Inkassohilfe Kosten zur Folge?

Die Inkassohilfe ist grundsätzlich unentgeltlich. Die Auslagen werden vom Gemeinwesen bei der Forderungsdurchsetzung jedoch vorgängig beim Schuldner in Rechnung gestellt und von der eingebrachten Zahlung abgezogen.
Auch bei Ehegattenrenten ist die Inkassohilfe in der Regel unentgeltlich. Es können aber von der Alimentenfachstelle von der berechtigten Person eine Kostenbeteiligung verlangt werden, sofern sie über die dafür erforderlichen Mittel verfügt (z.B. Betreibungs- und Gerichtsgebühren). Dies wird ihr vorgängig schriftlich mitgeteilt.
Soweit Gerichtsurteile und Dokumente übersetzt und beglaubigt werden müssen, um das Inkassoverfahren durchführen zu können (z.B. Auslandinkasso), trägt die Gesuchstellerin die entsprechenden Kosten und reicht die übersetzten und beglaubigten Dokumente der Alimentenfachstelle ein. Weitere Kosten, insbesondere allfällige ausländische Gerichtskosten sind nicht von ihm zu tragen.
10. Was bedeutet Inkassohilfe
Bei der Inkassohilfe geht der Anspruch auf die Zahlung des Unterhalts / der Ehegattenrente nicht auf das Gemeinwesen über. Das Gemeinwesen führt somit im Auftrag der anspruchsberechtigten Person die Forderungsdurchsetzung durch, insbesondere

· Reicht die Betreibung ein

· Legt Arrest auf Vermögen der unterhaltspflichtigen Person

· Erhebt Strafanzeige nach Art. 217 StGB

· Führt Pfändungsverfahren (inkl. Lohnpfändungen)

· Verhandelt Abzahlungsvereinbarungen

· Kontrolliert die Zahlungseingänge

Aus diesem Grund erteilt die anspruchsberechtigte Person dem Gemeinwesen entsprechenden Auftrag und stattet es mit den erforderlichen Vollmachten aus. 
11. Wer erhält den Erlös aus Betreibung etc.?

Der Erlös aus Betreibungs-, Pfand etc. Verfahren wird, nach Abzug der Verfahrenskosten der Gesuchstellerin auf ihr Konto überwiesen.
Kann das Gesuch um Inkassohilfe auch für bevorschusste Unterhaltsforderungen gestellt werden?

Soweit Alimentenforderungen bevorschusst worden sind, kann die bevorschusste Forderung nicht mehr von der unterhaltsberechtigten Person beim Schuldner eingefordert werden. Bei Bevorschussung geht das Recht mit der Bevorschussung auf das Gemeinwesen über, welches in seinem eigenen Namen die Unterhaltsforderung (im Umfang der Bevorschussung) geltend macht.

Wurde ein Teil der Unterhaltsforderung jedoch nicht bevorschusst, kann für diesen, um die Bevorschussung reduzierter Betrag, Inkassohilfe beantragt werden. 

� Bei ausländischen Rechtstitel wird geprüft, ob sie aufgrund internationaler Vereinbarungen über den Unterhalt von Kindern festgelegt sind und entsprechend können diese bevorschusst werden.
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